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Demokratie wähle ich kreuzweise

Demokratie ist ohne Wahlen nicht denkbar. All-
gemeine, unmittelbare, freie, gleiche und gehei-
me Wahlen zählen zu den Kernelementen einer 
Demokratie. In freien Wahlen organisiert sich die 
Willensbildung der Wahlbevölkerung. Sie sind das 
wirksamste Instrument der demokratischen Kon-
trolle und die zentrale Legitimationsquelle unse-
rer parlamentarischen Demokratie. An demokra-
tischen Entscheidungen sollten sich alle, die dazu 
berechtigt sind, aus freiem Willen und demokrati-
schem Pflichtgefühl beteiligen. 

Aber die einst deutlich ausgeprägte Wahlnorm 
erodiert. Die Wahlbeteiligung nimmt auf allen 
politischen Ebenen in der Tendenz ab. Diese Ent-
wicklungen fördern die Diskussion um Legitimati-
onsprobleme der parlamentarischen Demokratie 
und des politischen Willensbildungsprozesses. 
Vor diesem Hintergrund haben sich die politischen 
Stiftungen für das Jahr 2016 zu einer Reihe von 
Maßnahmen unter dem Motto „Demokratie wähle 
ich kreuzweise“ verabredet.

Unser Ziel war es, gemeinsam den Ursachen und 
Auswirkungen sinkender Wahlbeteiligung nachzu-
gehen und Vorschläge zu prüfen, die zu ihrer Stei-
gerung beitragen können. Auf einer gemeinsamen 
wissenschaftlichen Fachtagung Ende Januar 2016 
und bei zahlreichen Aktivitäten der einzelnen Stif-
tungen ist dies in den zurückliegenden Monaten 
in besonderem Maße geschehen. Am Ende dieser 
thematischen Kooperation halten wir fest, dass es 

zu diesem Themenfeld recht unterschiedliche, zwi-
schen uns teils durchaus kontrovers beurteilte Ana-
lysen und Einschätzungen gibt. Wir stimmen über-
ein, dass es keine einfachen Lösungen gibt, wenn 
die Wahlbeteiligung dauerhaft wieder steigen soll, 
dass es aber durchaus einige Anregungen gibt.

Seit mehr als zwei Jahrzehnten erfährt die Ent-
wicklung der Wahlbeteiligung in der öffentlichen 
Debatte zuweilen eine größere Aufmerksamkeit 
als die Verteilung der Stimmen auf die Parteien. 
Vor allem dann, wenn die Wahlbeteiligung gesun-
ken ist, wird über das parlamentarisch-demokra-
tische System und die Legitimität der Parteiende-
mokratie gemutmaßt: Wenn sich eine wachsende 
Zahl von Bürgerinnen und Bürgern nicht beteiligt, 
wird beispielsweise gefragt, ob sich dahinter Un-
zufriedenheit oder Zufriedenheit mit dem Lauf der 
politischen Dinge verbirgt, oder ob dies Gleichgül-
tigkeit oder gar Abwendung vom demokratischen 
System ausdrückt. Doch einfache Erklärungen 
werden der gewachsenen Zahl von Nichtwähle-
rinnen und Nichtwählern nicht gerecht, die Motive 
der Nichtwahl sind vielfältig.

Bei Bundestagswahlen in den siebziger Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts beteiligten sich 
um die 90 Prozent der Wahlberechtigten. Vor 
diesem Hintergrund wirft eine sinkende Wahlbe-
teiligung Fragen nach der Repräsentativität und 
Legitimität parlamentarischer Entscheidungen 
auf. In der Berichterstattung ist oftmals von einer 
„Partei der Nichtwähler“ die Rede, die wieder ein-
mal „stärkste Partei“ geworden sei. Tatsächlich gibt 
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es „den Nichtwähler“ oder „die Nichtwählerin“ als 
bestimmten sozialen Typus bzw. als Gruppe nicht; 
ebenso wenig kann von einheitlichen Motiven für 
die ausbleibende Beteiligung oder einem gleichge-
richteten Willen der Nichtwähler und Nichtwähle-
rinnen ausgegangen werden.

Ein großer Teil der Wählerinnen und Wähler macht 
einen deutlichen Unterschied zwischen den staat-
lichen Ebenen Bund, Länder und Kommunen und 
ihrer Bedeutung für die eigenen Lebensverhält-
nisse, Interessen und Vorstellungen. Einem Teil der 
Nichtwähler werden taktische Motive zugerech-
net: Man beteiligt sich nicht, weil der Wahlausgang 
festzustehen scheint, weil man diese eine Wahl 
nicht für wichtig hält oder weil man seiner Partei 
einen „Denkzettel“ verpassen möchte.

Die Wahlforschung zeigt aber auch, dass die Zahl 
der dauerhaften Nichtwählerinnen und Nichtwäh-
ler, die sich an mindestens zwei Wahlterminen 
nicht beteiligen, kontinuierlich wächst. Entfrem-
dung, Gleichgültigkeit, Abwendung von demokra-
tischen Verfahren verfestigen sich. Die Zunahme 
der Dauernichtwähler kreuzt sich mit zwei wei-
teren Befunden der empirischen Wahlforschung: 
mit der geringeren Beteiligung jüngerer Wahlbe-
rechtigter im Vergleich zu älteren – und mit der 
sozialen Asymmetrie der Wahlbeteiligung.

Die Beteiligung jüngerer Wahlberechtigter liegt 
teilweise um 20 Prozentpunkte niedriger als die 
bei älteren Jahrgängen. Zwar steigt sie nach Ein-
tritt in das Berufsleben an, doch erreicht sie nicht 
mehr das Niveau früherer Alterskohorten. Eine 
Erklärung hierfür ist die abnehmende Verinnerli-
chung einer früher ausgeprägten Wahlnorm, also 
des demokratischen Pflichtgefühls, sich an Ent-
scheidungen zu beteiligen. Vor allem unter den 
jungen Erwachsenen mit geringer formaler Bildung 
geht über die Hälfte nicht mehr zur Wahl. Die Art 
und Weise, wie junge Menschen in die Demokra-
tie hineinwachsen, hat sich verändert. Angebote 
der politische Bildung und des Politikunterrichts 
müssen entsprechend weiter verstärkt und an die 
Realitäten junger Menschen angepasst werden.

Weitere Befunde aus Nichtwähler-Befragungen 
sind: Erklärte Nichtwähler und Nichtwählerinnen 
zeichnen sich durch besonders negative und pes-
simistische Einschätzungen ihrer persönlichen 
Lebenswirklichkeiten aus. Sie sind vor allem poli-
tisch enttäuscht. Eine wachsende Zahl von Nicht-
wählern verabschiedet sich zugleich dauerhaft 
von jeglichen Formen der politischen Teilhabe, 
und dies vor allem aus dem Gefühl der Ohnmacht 
heraus. Eine Mehrheit der Nichtwähler spricht 
sich selbst die Urteilskompetenz in Sachen Poli-
tik ab und nimmt nicht an politischen Diskursen 
teil. Viele Nichtwählerinnen und Nichtwähler ver-
binden das Gefühl der Unzufriedenheit mit den 
politischen Akteuren mit meist nicht näher kon-
kretisierbarem und diffusem Misstrauen gegen-
über den Vertretern der etablierten Parteien. Es 
herrscht ein Gefühl, dass die Politik nichts mit ihrer 
Lebenswirklichkeit zu tun hat. Es machen vor al-
lem Menschen überproportional keinen Gebrauch 
von ihrem Stimmrecht, die ein vergleichsweise  
niedriges formales Bildungsniveau aufweisen,  
die einkommensschwach sind, in „prekären Stadt-
vierteln“ und strukturschwachen Regionen le-
ben.

Unter den politischen Stiftungen ist umstrit-
ten, welche Bedeutung die soziale Asymme-
trie in der Wahlbeteiligung auf die Qualität des 
Wahlergebnisses hat. Sie ist nicht das allei
nige Charakteristikum der Nichtwahl. Manche  
sehen darin ein normatives Problem von Reprä-
sentativität und Legitimität. Für andere stehen 
Aspekte wie etwa die Modernisierung von Wahl-
verfahren im Mittelpunkt. Angesichts der Viel-
schichtigkeit der Ursachen sinkender Beteiligung 
und der Motive der Nichtwählerinnen und Nicht-
wähler war nicht zu erwarten, dass am Ende der 
Zusammenarbeit der politischen Stiftungen eine 
gemeinsame Agenda, gar eine Art Königsweg zur 
Steigerung der Wahlbeteiligung stehen würde. 

Unterschätzt werden dürfen auch nicht die Re-
formansätze, die sich mit der Frage befassen, wie 
Wählen attraktiver gestaltet werden kann. Ist das 
Wahllokal, zumal jenes in Schulen, noch ein ange-



messener Ort? Sollten Wahltermine zusammenge-
fasst werden? Ist der „analoge“ Gang zur Wahlurne 
im digitalen Zeitalter überholt? Entsprechende Bei-
spiele aus skandinavischen und baltischen Staaten 
mit Möglichkeiten und Grenzen „technisch-organi-
satorischer“ Wahlreformen bildeten einen Arbeits-
strang der gemeinsamen Initiative. Der föderale 
Aufbau der Bundesrepublik Deutschland böte die 
Möglichkeit, in ausgewählten Ländern und Kreisen 
einzelne Reformvorschläge einem Praxistest zu 
unterwerfen und die Erfahrungen auch mit den 
bereits bestehenden unterschiedlichen Wahlsys-
temen zu prüfen.

Für ausreichend belegt halten wir die These, dass 
die Wahlbeteiligung steigt, je offener der Wahlaus-
gang und je deutlicher die Richtungen und Alter-
nativen sind, zwischen denen entschieden werden 
kann. Auch ist man sich einig, dass die Wahlbetei-
ligung sinkt, wenn die Auffassung verbreitet ist, 
dass sich durch den Wahlausgang ohnehin nichts 
ändern wird und „die Politik“ nichts ausrichten 
kann.

Ein Sinken der Wahlbeteiligung sollte langfristig 
nicht hingenommen werden. Für alle Akteure in 
der Politik und in der politischen Bildung muss es 
weiterhin und in den nächsten Jahren verstärkt 
eine zentrale Aufgabe sein, die Bedeutung der 
Wahl in der Demokratie immer wieder zu unter-
streichen und zu vermitteln. 
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